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Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat

Vorlage an den Landrat

Beantwortung der Schriftlichen Anfrage von Heinz Aebi, SP-Fraktion , "Gelten verfas-
sungsrechtliche Grundsätze für alle Regierungsmitglieder?", eingereicht am 2. Mai 2002
(Geschäft-Nr.: 2002-120)

Vom  17. Dezember 2002

Text der Anfrage:

«Das Verfassungsgericht Basel-Landschaft hielt
am 29. März 2000 fest, dass Bürgergemeindever-
sammlungen bei Einbürgerungsentscheiden kein
politisches Recht ausüben, sondern eine Ver-
waltungsfunktion wahrnehmen und dabei an die
verfassungsrechtlichen Grundsätze gebunden sind
(vgl. Urteil des Verfassungsgerichtes Basel-
Landschaft Nr. 98/324 - 98/328 vom 29. März
2000).
Im Urteil wird auch festgestellt, dass der Landrat
als Legislative § 6 des Bürgerrechtsgesetzes so
anzupassen hat, dass Einbürgerungsentscheide
begründet werden können und beschwerdefähig
werden. Der Regierungsrat legte in diesem Sinne
dem Landrat eine Teilrevision des Bürgerrechtsge-
setzes vor, auf welche allerdings die Mehrheit des
Landrates aus wahltaktischen Gründen nicht eintre-
ten wollte (Landratssitzung vom 14. März 2002).
Der unverständliche und dem Verfassungsrecht wi-
dersprechende Nichteintretensentscheid des Land-
rates wurde demgegenüber vom Verband Basel-
landschaftlicher Bürgergemeinden an dessen Ver-
sammlung vom 23. März 2002 freudig zur Kenntnis
genommen. Laut dem Bericht der Basler Zeitung
vom 25. März 2002 (vgl. Rückseite) unterstützte
auch Regierungsrat Adrian Ballmer die Meinung
des Verbandes und äusserte die Ansicht, dass
Einbürgerungsentscheide politische Entscheide
seien. Diese Äusserung ist klar im Widerspruch
zum Urteil des Verfassungsgerichtes vom 29. März
2000 sowie zum RRB Nr. 854 vom 22. Mai 2001, in
welchem ebenfalls festgehalten ist, dass Einbürge-
rungsentscheide hoheitliche Verwaltungsakte sind
und nicht primär politische Akte.
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regie-
rungsrat um Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie versteht der Regierungsrat das Kollegiali-
tätsprinzip?»

Antwort des Regierungsrats:

Der Regierungsrat ist gemäss § 78 Abs. 1 der Kan-
tonsverfassung eine Kollegialbehörde. Unter dem
Kollegialitätsprinzip ist primär die rechtliche und
sachliche Gleichrangigkeit der Behördenmitglieder
zu verstehen (HEINRICH UEBERWASSER, Das Kollegia-
litätsprinzip, Diss., Basel, 1989, Seiten 8 ff. und 16
ff.). Als gleichgestellte Mitglieder geniessen alle
dieselben Rechte und Pflichten. Gemäss dem Kol-
legialitätsprinzip sind zudem die Geschäfte ge-
meinschaftlich zu beraten und zusammen Ent-
scheidungen zu finden. Dazu gehören die gegensei-
tig offene Information und Diskussion. Die gemein-
same Beschlussfassung bedeutet jedoch nicht,
dass alle Regierungsratsmitglieder der gleichen
Meinung sein müssen. Das Kollegialitätsprinzip
enthält keine Vetoposition eines einzelnen Mit-
glieds. Dies würde zu einer Politik auf dem klein-
sten gemeinsamen Nenner führen. Politische Ent-
scheide werden im Regierungsrat - nach eingehen-
der Diskussion - durchaus mit Mehrheitsbeschlüs-
sen getroffen. Ziel der differenzierten Beratungen ist
immer eine politisch tragfähige und qualitativ hoch-
stehende Entscheidung. Wichtig ist dabei die Ver-
traulichkeit der Beratungen - auch das ist ein Teil
des Kollegialitätsprinzips (HEINRICH UEBERWASSER,
S. 57 ff.). Das einzelne Mitglied muss Gewissheit
haben, dass es Schwächen der Vorlage offenlegen
kann, ohne dass es Nachteile befürchten muss.
Dies stärkt die Geschlossenheit und Effizienz des
Kollegiums. Zudem ist das homogene Auftreten der
Kollegiumsmitglieder in der Öffentlichkeit und vor
anderen Gremien bei hängigen Geschäften von zen-
traler Bedeutung. Ein Mitglied darf nicht zum Nach-
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teil des mehrheitlich beschlossenen Vorhabens in
die Meinungsbildung des beschlussfassenden Or-
gans eingreifen. Eine Verletzung des Kollegiali-
tätsprinzips liegt beispielsweise dann vor, wenn ein
Regierungsratsmitglied vor dem Landrats- oder
Volksentscheid seine abweichende Ansicht öffent-
lich kundgibt und somit in die Meinungsbildung des
beschlussfassenden Organs beeinflusst (HEINRICH
UEBERWASSER, S. 69).

Die vom Interpellant angesprochene Vorlage bein-
haltete eine Verfassungs- und Gesetzesänderung,
welche durch das Verfassungsgericht veranlasst
wurde. In Urteil vom 29. März 2000 vertrat das Ver-
fassungsgericht die Ansicht, die Legislative müsse
die Verfassungswidrigkeit der beanstandeten Nor-
men beheben. Dieser Aufforderung gemäss erstell-
te der Regierungsrat eine Landratsvorlage. Nach-
dem der Landrat Nichteintreten beschlossen hat,
wird diese Thematik von einer richterlichen oder
eidgenössischen Instanz entschieden. Das Ge-
schäft liegt nun ausserhalb der regierungsrätlichen
Kompetenz und Einflussmöglichkeit. Es kann und
darf vom Regierungsrat ohne zwingende höherin-
stanzliche Anordnung nicht weiterverfolgt werden.

Regierungsrat Adrian Ballmer äusserte seinen
Standpunkt nach abschliessender Beschlussfas-
sung des Landrates. Auf die Meinungsbildung des
Landrates konnte die Äusserung keinen Einfluss
mehr haben. Deshalb war sie nicht gegen das Vor-
haben des Regierungsrates gerichtet. Das Kolle-
gialiätsprinzip wurde folglich durch diese Mei-
nungsäusserung nicht tangiert.

Im übrigen gilt das Kollegialitätsprinzip nicht abso-
lut, sondern es wird in der politischen Realität
durchaus immer wieder relativiert:

• So hat sich etwa Bundesrätin Ruth Dreifuss am
12. Juli 2002 öffentlich teilweise vom Bundes-
ratsentscheid zum BVG-Mindestzinssatz vom
3. Juli 2002 distanziert (NZZ vom 13./14. Juli
2002).

• Nachdem der Regierungsrat Basel-Stadt am 3.
Juli 2002 beschlossen hatte, die Initiative „für
eine familienfreundliche Erbschaftssteuer“ den
Stimmberechtigten zur Annahme zu empfeh-
len, lehnten die Regierungsratsmitglieder Bar-
bara Schneider und Ralph Lewin an einer Me-
dienorientierung vom 8. August 2002 die vom
Regierungsrat befürwortete Abschaffung der
Erbschaftssteuer für direkte Nachkommen ab.
Die Initiative des Hausbesitzervereins sei in der
Regierung mit dem „knappestmöglichen Ergeb-
nis“ befürwortet worden (BaZ vom 9. August
2002).

2. «Wurde der Regierungsrat von seinem Mitglied
Adrian Ballmer darüber orientiert, dass er sich

weder an das Urteil des Verfassungsgerichtes
vom 29. März 2000 hält noch den Regierungs-
ratsbeschluss vom 22. Mai 2001 mitträgt und
sich in der Öffentlichkeit in deren Widerspruch
äussern wird?»

Antwort des Regierungsrats:

Regierungsrat Adrian Ballmer hat an der Delegier-
tenversammlung der Basellandschaftlichen Bürger-
gemeinden vom 22. März 2002 in Wenslingen unter
anderem gesagt: „Die Mehrheit des Landrates traut
den Bürgergemeindeversammlungen – bestimmt zu
recht – weise Entscheide zu. Im übrigen brütet
auch das Bundesparlament über der Frage, ob Ein-
bürgerungen politische Akte oder Verwaltungsakte
sein sollen.“

Die Suggestivfrage unterstellt zu Unrecht, dass
sich Regierungsrat Adrian Ballmer weder an das
Urteil des Verfassungsgerichts vom 29. März 2000
gehalten noch den RRB vom 29. Mai 2001 mitge-
tragen habe. Regierungsrat Adrian Ballmer hat sich
erst nach abschliessender Beschlussfassung des
Landrates, womit der entsprechende RRB obsolet
wurde, zum Thema geäussert und damit das Kolle-
gialitätsprinzip nicht tangiert.

3. «Wurde oder wird die Äusserung von Regie-
rungsrat Adrian Ballmer im Regierungskollegium
thematisiert?»

Antwort des Regierungsrats:

Die Frage ist zwar nicht von öffentlichem Interesse.
Aber Regierungsrat Adrian Ballmer hat die Bericht-
erstattung in der Basler Zeitung vom 25. März 2002
in der folgenden Regierungsratssitzung vom 26.
März 2002 kommentiert, und der Regierungsrat hat
von der Erklärung seines Mitglieds Kenntnis ge-
nommen.

Liestal, 17. Dezember 2002

Im Namen des Regierungsrates
die Präsidentin: Schneider-Kenel

der 2. Landschreiber: Achermann




